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VORSCHLÄGE

Der Rechtsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Wirtschaft und Währung, 
folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen:

A. in der Erwägung, dass in der Union ein Binnenmarkt für Bankdienstleistungen und nicht 
eine Anzahl von voneinander unabhängigen Diensten existiert; ferner in der Erwägung, dass 
dieser Binnenmarkt für die globale Wettbewerbsfähigkeit der EU unabdingbar ist,

1. vertritt die Auffassung, dass die Europäische Bankaufsichtsbehörde befugt sein sollte, auf 
der Ebene der Union Maßnahmen zu erlassen, die für alle Mitgliedstaaten verbindlich sind, 
und die nationalen Aufsichtsbehörden auch dazu befugt sein sollten, routinemäßige 
Kontrollen auf höchstmöglicher Ebene durchzuführen;

2. ist der Ansicht, dass die Notfallpläne von der Aufsichtsbehörde zu genehmigen sind, die die 
Banken routinemäßig überwacht, damit sichergestellt ist, dass Veränderungen registriert und 
berücksichtigt werden, sodass Notfallpläne auf dem entsprechenden aktuellen Stand 
gehalten werden können;

3. ist der Auffassung, dass die Auflösung einer Bankengruppe auch eine Option in der 
Anfangsphase (frühzeitige Intervention) darstellen sollte;

4. vertritt die Meinung, dass die Übertragung von Vermögenswerten/Liquidität von einer 
Tochtergesellschaft/Zweigstelle auf die Muttergesellschaft nicht genehmigt werden sollte, 
wenn dies zur Destabilisierung der Tochtergesellschaft/Zweigstelle führen würde und 
diese Destabilisierung schwerwiegende Folgen für den Mitgliedstaat hätte, in dem sie 
ihren Sitz hat;

5. meint, dass ein frühzeitiges Eingreifen in Bankenkrisen und deren Bewältigung auf der 
Grundlage klar definierter Kriterien, wie z. B. Unterkapitalisierung, geringe Liquidität 
oder Wert- oder Qualitätsminderung von Vermögenswerten, erfolgen sollte; ist ferner der 
Ansicht, dass Eingriffe mit Einlagensicherungssystemen verbunden werden sollten;

6. ist der Ansicht, dass der Zweck eines EU-Rahmens für ein grenzübergreifendes 
Krisenmanagement darin besteht, die Behörden in die Lage zu versetzen, Maßnahmen 
anzunehmen, die gegebenenfalls auch Eingriffe in das Management von Bankengruppen 
beinhalten (und insbesondere – aber nicht ausschließlich – von im Einlagengeschäft 
tätigen Banken, die möglicherweise ein Systemrisiko aufweisen);

7. ist ferner der Ansicht, dass der Zweck eines EU-Rahmens für ein grenzübergreifendes 
Krisenmanagement außerdem darin besteht, grenzübergreifend tätige Bankengruppen und
einzelne Banken, die ausschließlich über Zweigniederlassungen grenzübergreifend tätig 
sind, zu regeln; ist auch der Ansicht, dass es eine einheitliche Regelung in Bezug auf
grenzübergreifend tätige Bankengruppen geben sollte;

8. stellt fest, dass die Behörde unter Berücksichtigung folgender Grundsätze handeln sollte:
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– gleicher Schutz für Gläubiger und Minderheitsaktionäre in allen Mitgliedstaaten, in 
denen es Tochtergesellschaften/Zweigstellen gibt

– anteilmäßige Aufteilung der Kosten, die bei einem frühzeitigen Eingriff in 
Bankenkrisen und deren Bewältigung entstehen, auf sämtliche Mitgliedstaaten, in 
deren Hoheitsgebiet die betreffende Bank ihre Geschäfte führt (z. B. auf der 
Grundlage des Wertes der Vermögenswerte in jedem Staat); vertritt die Auffassung, 
dass die Alternative einer mehrfachen gemeinsamen Finanzierung weniger 
erstrebenswert ist;

9. vertritt die Ansicht, dass in Bezug auf bestimmte Anforderungen des EU-
Unternehmensrechts dennoch dahingehend Ausnahmeregelungen vorgesehen werden 
sollten, dass es einer Behörde gestattet sein sollte, in Bankgeschäfte einzugreifen, wenn 
dies im öffentlichen Interesse gerechtfertigt ist; 

10. vertritt mit Blick auf die sich möglicherweise stellende Frage der Entschädigung von 
Aktionären, Gläubigern oder Marktkontrahenten die Meinung, dass Entschädigungen auf 
der Grundlage des Liquidationswertes der jeweiligen Bank erfolgen sollten, ohne dass 
dabei eventuell gewährte öffentliche Zuwendungen berücksichtigt werden;

11.  ist der Ansicht, dass die Zusammenarbeit und Kommunikation zwischen den Behörden 
und den im Falle der Auflösung und Insolvenz grenzübergreifend tätiger Bankengruppen 
zuständigen Verwaltern durch die Schaffung einer Reihe von Ex-ante-Leitlinien 
verbessert werden können;

12. vertritt die Auffassung, dass jeder öffentliche Hilfs- oder Abwicklungsfonds dahingehend 
gestaltet sein muss, dass exzessive Risikobereitschaft (Moral Hazard) vermieden und 
verhindert wird; ist insbesondere der Ansicht, dass kein Abwicklungsfonds dazu dienen 
sollte, Aktionäre von Banken zu entschädigen, die vielmehr alle Folgen von Verlusten 
selbst zu tragen haben, und dass kein Abwicklungsfonds für Bonuszahlungen 
herangezogen werden sollte;

13. erinnert die Kommission daran, wie wichtig es ist, bei jeder Prüfung der Frage, ob neue 
Leitlinien für die Verwaltung von Gesellschaften angezeigt wären, eine vollständige 
Folgenabschätzung durchzuführen;

14.  ist der Ansicht, dass ein einheitliches Vorgehen zur Verhinderung des Zusammenbruchs 
einer Bankengruppe dem Binnenmarktkonzept besser entsprechen würde.



AD\818381DE.doc 5/5 PE440.176v02-00

DE

ERGEBNIS DER SCHLUSSABSTIMMUNG IM AUSSCHUSS

Datum der Annahme 1.6.2010

Ergebnis der Schlussabstimmung +:
–:
0:

23
0
0

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Mitglieder

Raffaele Baldassarre, Luigi Berlinguer, Sebastian Valentin Bodu, 
Françoise Castex, Christian Engström, Marielle Gallo, Gerald Häfner, 
Daniel Hannan, Klaus-Heiner Lehne, Antonio Masip Hidalgo, Alajos 
Mészáros, Evelyn Regner, Dimitar Stoyanov, Alexandra Thein, Diana 
Wallis, Rainer Wieland, Cecilia Wikström, Zbigniew Ziobro, Tadeusz 
Zwiefka

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellvertreter(innen)

Piotr Borys, Kurt Lechner, Toine Manders, Angelika Niebler

Zum Zeitpunkt der Schlussabstimmung 
anwesende Stellv. (Art. 187 Abs. 2)

Mara Bizzotto, Jutta Steinruck


